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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Gleich drei Kantone wollten das Parlament mittels Standesinitiativen auffordern, für
eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft und Parlamentsmandat zu sorgen. Das
aktuelle Recht sieht vor, dass der Anspruch auf Mutterschaftsentschädigung erlischt,
wenn die Mutter ihre Erwerbstätigkeit wieder aufnimmt. Da auch ein Parlamentsmandat
als Erwerbstätigkeit gilt, kann eine Parlamentarierin, die Mutter geworden ist, während
ihres Mutterschaftsurlaubs weder an Kommissionssitzungen noch an Sessionen
teilnehmen, ohne den Anspruch auf Erwerbsersatz auch bei ihrer hauptberuflichen
Tätigkeit zu verlieren. Die Kantone Zug (Kt.Iv. 19.311), Luzern (Kt.Iv. 20.323) und Basel-
Landschaft (Kt.Iv. 20.313) forderten in gleichlautenden Anträgen eine Anpassung der
Bundesgesetzgebung, damit Parlamentarierinnen auf allen föderalen Stufen nach der
Geburt eines Kindes ihr Legislativmandat ausüben können, ohne den Anspruch auf
Mutterschaftsentschädigung und Mutterschutz zu verlieren. 
Es gehe nicht an, dass sozialrechtliche Bestimmungen Frauen an der Ausübung eines
Mandats als Volksvertreterin hinderten, begründete die SPK-SR in einer
Medienmitteilung Mitte November 2020 ihren 11 zu 1-Entscheid (1 Enthaltung), den drei
Kantonsbegehren Folge zu geben. In der Presse wurde im Zusammenhang mit
Mutterschaft und Parlamentsmandat auch die Möglichkeit einer virtuellen Teilnahme an
Ratsdebatten diskutiert. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.12.2020
MARC BÜHLMANN

An ihrer Sitzung Ende Januar 2021 hiess auch die SPK-NR die drei Standesinitiativen der
Kantone Basel-Landschaft (Kt.Iv. 20.313), Luzern (Kt.Iv. 20.323) und Zug (Kt.Iv. 19.311), die
eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft und Parlamentsmandat forderten,
einstimmig gut. Mütter sollen an Parlaments- und Kommissionssitzungen teilnehmen
können, ohne dadurch ihren Anspruch auf Mutterschaftsentschädigung zu verlieren. Mit
diesem Folgegeben muss die SPK-SR eine Teilrevision des Erwerbsersatzgesetzes
ausarbeiten. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.01.2021
MARC BÜHLMANN

Gleich vier Standesinitiativen verlangten eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft
und Parlamentsmandat. Die Kantone Zug (Kt.Iv. 19.311), Basel-Landschaft (Kt.Iv. 20.313),
Luzern (Kt.Iv. 20.323) und Basel-Stadt (Kt.Iv. 21.311) beanstandenden, dass eine Frau laut
geltendem Recht ihre Mutterschaftsentschädigung verliere, wenn sie während ihres
Mutterschaftsurlaubs ihrer Tätigkeit als Parlamentarierin nachkomme und
Sitzungsgelder erhalte. Die Parlamentstätigkeit sei aber mit Erwerbstätigkeit nicht
gleichzusetzen, da es sich um ein durch die Wahlbevölkerung erteiltes politisches
Mandat handle. 
Die SPK-SR und die SPK-NR erteilten allen vier Vorstössen ihre Zustimmung und die
ständerätliche Kommission arbeitete einen Entwurf für eine Revision des
Erwerbsersatzgesetzes aus, der Mitte August 2022 in die Vernehmlassung geschickt
wurde. Vorgesehen sind Ausnahmeregelungen für Sitzungen, bei denen eine
Stellvertretung nicht möglich ist – auf nationaler Ebene also die Ratssitzungen.
Umstritten war, ob die Ausnahmen auch für Kommissionssitzungen gelten sollen.
Aufgenommen wurden schliesslich auch Kommissionstätigkeiten, allerdings nur dann,
wenn keine Stellvertretungsregelung besteht. Die Kommission hatte auch einen
Einbezug von Exekutiv- und Judikativmandaten sowie eine Ausweitung auf alle Frauen,
also auch solche ohne politisches Mandat, diskutiert, diese Überlegungen aber
schliesslich verworfen. Die Vernehmlassung dauerte bis November 2022. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.08.2022
MARC BÜHLMANN
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Nachdem die beiden katholischen Landeskirchen der Kantone Basel-Stadt und
Baselland im Juni eine entsprechende Verfassungsänderung ratifiziert hatten, stimmten
die Katholikinnen und Katholiken der beiden Kantone Ende September in zwei
separaten Abstimmung über das Anliegen der Gleichstellungsinitiative ab. Da die
katholische Kirche in Basel-Stadt bei Verfassungsänderungen ein bischöfliches
Vetorecht vorsieht, war lange ungewiss, ob die Abstimmung überhaupt stattfinden
kann. Bischof Gmür haderte, beschloss jedoch kurz vor der synodalen Abstimmung, das
Veto nicht zu ergreifen. Dies aufgrund eines ausgearbeiteten Kompromissvorschlags,
der von den Landeskirchen nicht mehr länger verlangte, dass sie auf die Zulassung des
Priesteramtes unabhängig von Zivilstand und Geschlecht hinwirken, sondern die
Anliegen lediglich den kirchlichen Organen "unterbreiten" sollen. Ferner gab Gmür
bekannt, auch in zukünftigen Verfassungsfragen das Vetorecht nicht mehr einfordern
zu wollen. Mit deutlichen Mehrheiten über 80% unterstützte die Basis beider
Landeskirchen am 28. September 2014 das Anliegen der Gleichstellungsinitiative. Im
Kanton Basel-Landschaft beteiligten sich knapp 30% der Berechtigten an der
Abstimmung, im Kanton Basel-Stadt waren es lediglich etwas mehr als ein Fünftel. Eine
direkt verbindliche Wirkung hätte die Abstimmung aufgrund Dualismus von Schweizer
Staatskirchenrecht und des vom Vatikan festgelegten Kirchenrechts auch mit der
ursprünglichen Formulierung der Gleichstellungsinitiative nicht gehabt. Nur der Vatikan
kann die Zulassung zum Priesteramt ändern. Dennoch hatte die Abstimmung eine
zentrale historische Bedeutung: In der Geschichte der Kirche war es das erste Mal, dass
sich Landeskirchen dem demokratischen Instrument der kirchenrechtlichen
Verfassungsinitiative bedienten, um via Änderung im Staatskirchenrecht ihre
Reformwünsche zu platzieren. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.09.2014
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

Im Kanton Baselland haben sich innerhalb der CVP die Christlichsozialen zu einer
Arbeitsgruppe zusammengeschlossen. Ziel dieser Gruppe ist es, die kantonale
Mutterpartei auf eine Politik der Ökologie und der Solidarität zu verpflichten. Insgesamt
existieren damit christlichsoziale Arbeitsgruppen resp. Bewegungen und Parteien in
den Kantonen Baselland, Freiburg, Graubünden, Jura, Obwalden, St. Gallen, Solothurn,
Thurgau, Wallis und Zürich. Die 1957 gegründete Christliche Sozialbewegung (CSB), die
im wesentlichen von der Christlichsozialen Parteigruppe, dem Christlichnationalen
Gewerkschaftsbund und der Katholischen Arbeitnehmerbewegung getragen wird, hat
sich ein neues Leitbild mit Einbezug aller aktuellen gesellschaftlichen Themen, wie z. B.
Umweltpolitik, Gleichberechtigung oder Friedenspolitik, gegeben. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

1) Kt.Iv. 19.311; Kt.Iv. 20.232; Kt.Iv. 20.313; Medienmitteilung SPK-SR vom 10.11.20; Exp, 14.11.20
2) Medienmitteilung SPK-NR vom 22.1.2021; LT, 23.1.21
3) Vorentwurf und Bericht SPK-SR vom 22.8.22; TZ, 20.10.22
4) BLZ, 16.1.14; BaZ, 27.3., 7.5., 26.6., 27.6., 16.8., 23.9.14; BLZ, BaZ, 24.9.14; BaZ, 29.9.14
5) Vat. vom 9.11.90, 12.11.90 und 24.12.90
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